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VW-„Zukunftspakt“  
zerstört die Zukunft

Das steht im Zentrum eines von Konzernlei-
tung und Betriebsratsspitze beschlossenen 
Krisenprogramms zur drastischen Verschär-

fung der Ausbeutung. Zwar soll die Arbeitsplatzver-
nichtung zunächst „ohne betriebsbedingte Kündi-
gungen“ – über Abfindungsprogramme, Teilzeitarbeit 
und Altersteilzeit – erfolgen. Das gilt allerdings nicht 
für die 5700 Leiharbeiter und über Werkvertrag Be-
schäftigte bei VW. Darüber hinaus sind weitere 20 000 
Jobs in der Zulieferindustrie bedroht. Entsprechende 
Pläne für die anderen großen Konzernmarken wie 
Audi, Seat und Skoda hält VW noch unter Verschluss.

Was VW „Zukunftspakt“ nennt, ist ein giganti-
scher Kahlschlag an Arbeitsplätzen. Fast jeder fünfte 
der rund 125 000 Arbeitsplätze in den neun VW-
Werken in Emden, Wolfsburg, Hannover, Salzgitter, 
Braunschweig, Kassel, Chemnitz, Zwickau und Dres-
den wäre davon betroffen. Mit dem verkündeten 
„Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen“ will 
der Vorstand die Widersprüche dämpfen und zeigt, 
welche Angst VW vor dem Kampf der Belegschaften 
hat. Für die Zukunft der Jugend fehlen diese Arbeits-
plätze jedoch auf Dauer.

VW-Chef Matthias Müller behauptet unverfro-
ren, der Konzern habe „Fett angesetzt“ und benötige 
nun eine „Schlankheitskur“. Wenn jemand Fett ange-
setzt hat, dann ja wohl die Vorstandsmitglieder. Sie 
haben in den letzten sechs Jahren rund 400 Millionen 
Euro kassiert. Warum werden die Manager, die den 
Abgasbetrug jahrzehntelang mit krimineller Energie 
betrieben, bis heute nicht zur Rechenschaft gezogen 
und mit ihrem Privatvermögen haftbar gemacht? 
VW-Chef Müller stand wie auch Verkehrsminister 
Alexander Dobrindt an der Spitze dieses Systems der 
Manipulation und Vertuschung.

Auf dem Rücken der Belegschaften will Müller 
den Profit jetzt um 3,7 Milliarden Euro pro Jahr ver-
doppeln. Doch nicht die Umstellung auf emissions-
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freie Antriebe ist der Grund für das Krisenprogramm. 
Es ist vielmehr eine Reaktion auf das gewachsene 
Umweltbewusstsein. Aber auch eine Reaktion auf 
den Rückfall im internationalen Konkurrenzkampf 
und die durch die kriminelle Abgasmanipulation 
selbst verursachte Krise. 

Die zehntausendfach verteilte Broschüre der 
MLPD zur VW-Krise hat sicher dazu beigetragen, 
dass sich unter den Belegschaften eine Haltung 
entwickelt: „Wir zahlen nicht für eure Krise!“ Viele 
haben bereits für einen wirklichen Zukunftsvertrag 
zur Rettung der Arbeitsplätze und der Umwelt un-
terschrieben. In ersten Widerstandskomitees treffen 
sich Beschäftigte, Umweltschützer und Anwohner, 
um den Kampf gegen die Abwälzung der Krisenlas-
ten auf Belegschaften, Kommunen und die ganze 
Gesellschaft zu organisieren. Jetzt geht es darum, 
den Kampf um jeden Arbeitsplatz, für die 30-Stun-
den-Woche bei vollem Lohnausgleich und zum Schutz 
der Umwelt aufzunehmen, gemeinsam mit allen 
Automobilarbeitern – international. 

Die MLPD fordert die feste Übernahme aller Leih-
arbeiter, Werkverträgler und befristet Beschäftigten. 
Verkehrsminister Dobrindt muss zurücktreten!
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30 000 Arbeitsplätze will VW weltweit vernichten, 23 000 davon  
in Deutschland sowie 7000 in Brasilien und Argentinien

In dieser mittlerweile 

zehntausendfach 

verbreiteten 

Broschüre weist die 

MLPD nach, wie das 

VW-Betrugssystem 

im Rahmen des 

staatsmonopolisti-

schen Kapitalismus 

funktioniert.
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